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SOZIALPOLITIK

Winfried Schmähl

Die Finanzierung der Rentenversicherung 
im vereinten Deutschland

Mit dem Beginn des neuen lahres gilt in Ostdeutschland das gleiche Rentenrecht 
wie in Westdeutschland. Mit wekhen finanziellen Konsequenzen ist diese Vereinheitlichung 

verbunden ? Ist die gegenwärtige Finanzierung der ostdeutschen Renten dem 
Sozialvirsicherungssystem angemessen?

Am 1. Januar 1992 ist in Gesamtdeutsdiland ein ein­
heitliches Rentenversicherungsrecht n Kraft getre­
ten. Es ist die (Neu-)Fassung des Renterechts, die als 

„Rentenreformgesetz 1992“ am 9. Novenber 1989 auf 
der Basis eines breiten politischen Konseises im Deut­
schen Bundestag verabschiedet wurde, enem histori­
schen Tag, an dessen Abend sich die inmenschliche 
Mauer zwischen den beiden deutschen Nichkriegsstaa- 
ten öffnete. Niemand hat sich wohl an diesem Tag träu­
men lassen, daß das verabschiedete Reitenreformge­
setz 1992 Anfang 1992 nicht allein in der ckmaligen Bun­
desrepublik in Kraft treten würde, sonderrauch auf dem 
Gebiet der seinerzeit noch bestehenden 3DR1.

Das Rentenreformgesetz wurde mit Blfck auf die sich 
damals für die Bundesrepublik (Westdeitschland) ab­
zeichnenden strukturellen Veränderungei und die sich 
daraus für das Rentenversicherungssysten ergebenden 
Aufgaben konzipiert und beschlossen. Doch auch unter 
den inzwischen veränderten Bedingungen in Gesamt­
deutschland ist dieses Gesetz noch „zeitgsmäß“ . Hierauf 
wird noch einzugehen sein. Zuvor soll jedoch in Stich­
worten nachgezeichnet werden, welche Veränderungen 
sich auf dem Gebiet der Rentenversicherung seit der 
Schaffung der Wirtschafts-, Währungs- und Sozialunion
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zwischen der Bundesrepublik und der DDR zum 1. 7. 
1990 und danach ergeben haben und welche weiteren 
Perspektiven sich im Hinblick auf die Finanzlage und Fi­
nanzierung der gesetzlichen Rentenversicherung mittel- 
und längerfristig abzeichnen.

Konsequenzen der Vereinigung

Auch die gesetzliche Rentenversicherung als quantita­
tiv weitaus gewichtigster Teil des deutschen Alterssiche­
rungssystems wie auch des Sozialbudgets ist und wird 
durch den Prozeß der deutschen Vereinigung tiefgreifend 
berührt. Mit der Verabschiedung des Rentenreformgeset­
zes 1992 wurde die Erwartung verbunden, durch die darin 
enthaltenen Maßnahmen für einige Zeit „Ruhe an der 
Rentenfront“ zu erlangen, denn unter den damals für rea­
listisch gehaltenen Annahmen war für das nächste Jahr­
zehnt allenfalls mit einem geringen Anstieg des Beitrags­
satzes zur Rentenversicherung zu rechnen, also kein Fi­
nanzierungsengpaß zu erwarten2. Zu dieser Erwartung 
trug auch bei, daß das Maßnahmenbündel mit breiter po­
litischer Zustimmung beschlossen worden war, die nicht 
nur die Koalitions-Parteien (CDU/CSU und FDP) ein­
schloß, sondern auch die SPD3, sowie von Arbeitnehmer- 
und Arbeitgeberorganisationen befürwortet wurde4.

Der deutsche Vereinigungsprozeß hat Konsequenzen 
für die Entwicklung der gesetzlichen Rentenversicherung 
in mittel- wie längerfristiger Perspektive, er beeinflußt 
rentenversicherungsrelevante gesamtwirtschaftliche Va­
riablen wie die Lohn- und Beschäftigtenentwicklung, er 
erfordert die Schaffung einheitlicher Bedingungen in die-
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sem Bereich, stimuliert aber zugleich neue Reformüber­
legungen bzw. läßt die Diskussion über bereits früher dis­
kutierte Fragen wieder aufleben. Manche Anstöße dafür 
erwachsen aus Regelungen des DDR-Rentenrechts.

In den beiden deutschen Nachkriegsstaaten hatten 
sich die staatlichen Alterssicherungssysteme höchst un­
terschiedlich entwickelt. Zum Zeitpunkt des Inkrafttretens 
der Wirtschafts-, Währungs- und Sozialunion am 1.7. 
1990 unterschieden sie sich tiefgreifend im Hinblick auf 
Konzeption und Ziele, Organisation, Abgrenzung des ein­
bezogenen Personenkreises, Niveau und Struktur der 
Renten sowie in der Finanzierung5. Die Rentenstruktur in 
der DDR war weitgehend durch Mindestelemente geprägt 
und wies folglich eine sehr geringe Differenzierung der 
Rentenhöhe auf, sieht man von den vielfältig ausgestalte­
ten Zusatzversorgungssystemen für verschiedene Grup­
pen der Bevölkerung sowie den Sonderversorgungssy­
stemen einmal ab. Deutliche Unterschiede bestanden al­
lerdings danach, wann jemand Rentner geworden war: Je 
weiter das Jahr des Rentenzuga'ngs zurück lag, um so 
niedriger war -  bei sonst gleichen rentenrelevanten Um­
ständen -  die Rente.

Umstellung der Ostrenten

In den zwischen den beiden deutschen Regierungen 
abgeschlossenen Verträgen wurde u.a. festgelegt, daß 
das in Westdeutschland bestehende Rentenversiche­
rungssystem auf die DDR bzw. dann den neuen Teil der 
Bundesrepublik übertragen werden sollte, wenn auch mit 
gewissen Übergangsregelungen. So wurde vereinbart, 
das bislang statische Rentensystem der DDR durch ein 
dynamisches, die Lohnentwicklung berücksichtigendes 
System, wie es in der Bundesrepublik praktiziert wird, ab­
zulösen. Auch die zum Teil beträchtlichen Unterschiede 
in der Rentenhöhe, die allein auf dem unterschiedlichen 
Jahr des Ausscheidens aus dem Erwerbsleben beruhten, 
sollten beseitigt werden. Zugleich sollte ansatzweise eine

' Allerdings sind für Ostdeutschland nach wie vor verschiedene Über­
gangsregelungen erforderlich, die sich aus den unterschiedlich konzi­
pierten Alterssicherungssystemen der ehemaligen DDR und der Bun­
desrepublik und aus der unterschiedlichen ökonomischen Situation in 
beiden Teilen Deutschlands ergeben.

2 Vgl. hierzu die Stellungnahme des Sozialbeirats zum Rentenreform­
gesetz 1992, insbesondere Ziffer 64 sowie Tabelle 2 in: Bundestags- 
Drucksache 11/4334 vom 12. 4. 1989, S. 14 f.

3 Wenngleich aus Ihren Reihen manche Kritik laut wurde und zudem 
manche Fragen im Interesse der Konsensfindung ausgeklammert blie­
ben. Diese Themen stehen jetzt allerdings wieder auf der Tagesord­
nung.

4 Gerade das Zusammenwirken von Gewerkschaften und Arbeitgeber­
verbänden in den Selbstverwaltungsgremien der gesetzlichen Renten­
versicherung hat maßgebend den Weg für das Rentenreformgesetz 
(RRG) 1992 geebnet. Ein wichtiges Ergebnis dieser gemeinsamen Ar­
beit war das 1987 vorgelegte Gutachten der Kommission des Verban­
des Deutscher Rentenversicherungsträger „Zur langfristigen Entwick-

stärkere Differenzierung der Renten sowie ein Anknüpfen 
an das im früheren Erwerbsleben erreichte Lohnniveau 
realisiert werden.

Um dies zu erreichen, wurden zum 1.7.1990 die Ren­
ten in der DDR im Verhältnis von 1:1 auf DM umgestellt 
und zugleich zum Teil beträchtliche Rentenanhebungen 
durchgeführt. Diese orientierten sich an der Zielgröße, 
daß ein Rentner nach 45 Arbeitsjahren und vorherigem 
„Durchschnittsverdienst“ (Eck- oder Standardrentner) 
70% des aktuellen durchschnittlichen Nettoarbeitsent­
gelts erreichen solle -e ine  Größe, die auch den Maßnah­
men des (westdeutschen) Rentenreformgesetzes 1992 
zugrunde lag6.

Die statistische Datengrundlage für eine Verwirklich­
ung dieser Zielvorstellung war allerdings höchst unzu­
länglich, beruhte doch die zum Ausgangspunkt gewählte 
Höhe der zentralen Größe, des durchschnittlichen Net­
toarbeitsentgelts, zum erheblichen Teil auf Schätzungen. 
Selbst Ende 1991 gab es noch keine empirisch ermittel­
ten Angaben über die Höhe des durchschnittlichen Net­
toarbeitsentgelts. Vielmehr wird dieser Wert aus Modell­
rechnungen abgeleitet. Darüber hinaus mangelt es bis 
heute in vieler Hinsicht an verläßlichen Daten, so z.B. 
über die in Ostdeutschland bestehenden Rentenanwart­
schaften, so daß Aussagen über die künftige Entwicklung 
der Rentenausgaben bislang noch auf unsicherem Fun­
dament ruhen.

Die Umstellung der Ost-Renten zum 1. 7.1990 führte 
im Durchschnitt zu einer Rentenerhöhung um 31 % für 
Männer und 22% für Frauen7. Angesichts der zu erwar­
tenden deutlich unterschiedlichen Lohnzuwachsraten in 
Ost- und Westdeutschland wurde festgelegt, daß für die 
künftigen Rentenanpassungen die Durchschnittslohnent­
wicklung in den jeweiligen Teilgebieten und nicht ein ein­
heitlicher Wert für Gesamtdeutschland maßgebend sein 
soll. In Ostdeutschland erfolgten im Jahre 1991 zwei

lung der gesetzlichen Rentenversicherung“ . Zum „RRG 1992“ siehe 
auch Winfried S c h m ä h l:  Reformen der Rentenversicherung -  
Gründe, Strategien und Wirkungen -  Das Beispiel der „Rentenreform 
1992“, in : Bernhard G a h le n  u.a. (Hrsg.): Theorie und Politik der 
Sozialversicherung, Tübingen 1990, S. 203-255.

5 Eine vergleichende Darstellung (mit weiteren Literaturhinweisen) fin­
det sich in Winfried S c h m ä h l:  Alterssicherung in der DDR und ihre 
Umgestaltung im Zuge des deutschen Einigungsprozesses, in: Ger­
hard K le in h e n z  (Hrsg.): Sozialpolitik im vereinten Deutschland I, 
Berlin 1991, S. 49-95.

6 Dabei wurden die in der DDR bestehende Pflicht-Rentenversiche­
rung und die erst 1971 eingeführte Freiwillige Zusatzrentenversiche­
rung (FZR) als Einheit betrachtet.

7 Für differenzierte Informationen siehe Walter K ie l,  Horst-Wolf 
M ü lle r ,  Michael R o th :  Die Bestandsrenten der Sozialversiche­
rung der Arbeiter und Angestellten der DDR und deren Angleichung an 
das Nettorentenniveau der Bundesrepublik Deutschland, in: Deutsche 
Rentenversicherung 1990, S. 468-507.
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Rentenanpassungen von jeweils 15izum 1.1. und zum 
1. 7.1991. Die Renten in Ostdeutscland wurden inner- 
halbvon 12 Monaten (1.7.1990 bis 17.1991) im Durch­
schnitt um rund zwei Drittel angehobn und zugleich auf 
DM umgestellt.

Einen weiteren Schritt zur Angleihung der Situation 
für die Rentenversicherten in Ost- ud Westdeutschland 
stellt die zum 1.1.1992 erfolgte Übrtragung des west­
deutschen Rentenrechts auf Ostdutschland dar, wo­
durch in West wie Ost das Rentenrcht in der Fassung 
des Rentenreformgesetzes 1992 in Haft trat. Dies hat er­
hebliche Konsequenzen, auch im ünblick auf den Fi­
nanzbedarf, da u.a. die Regelungenür Witwenrenten in 
Westdeutschland erheblich günstigr waren als in Ost­
deutschland, Möglichkeiten für die Inanspruchnahme 
niedrigerer Altersgrenzen geschaffe wurden8 und auch 
die Möglichkeiten für die Inanspruchahme von Invalidi­
tätsrenten besser sind als nach früferem DDR-Renten- 
recht.

Auswirkungen auf das Reienvolumen

Auch diese Maßnahmen haben bträchtliche Auswir­
kungen auf das Rentenvolumen: Wi der Tabelle zu ent­
nehmen ist, werden durch die Übertrgung des westdeut­
schen Rentenrechts die Rentenausaben in Ostdeutsch­
land zusätzlich um ein Drittel erhöi9.

Außerdem werden die Ostrenterim Zuge einer Ver­
gleichsberechnung auch nach wesieutschem Renten­
recht neu berechnet. Ist dabei der am 31.12.1991 ge­
zahlte Rentenbetrag -  der nach DR-Rentenrecht be­
rechnet, aber seit dem 1.7.1990 ja rehrmals angehoben 
wurde -  höher als derjenige, der ich nach westdeut­
schem Recht ergibt, dann erfolgt fü eine Übergangszeit 
eine „Bestandsgarantie“10. Sie ersteckt sich somit also 
nicht etwa auf die Situation vor Ircrafttreten der Wirt­
schafts-, Währungs- und Sozialunici (zum 30. 6.1990), 
sondern auf den bis Ende 1991 betrchtlich erhöhten Be­
trag.

8 ln der DDR gab es keine „flexible“ Alteigrenze, sondern sie lag 
„starr“ für Frauen beim 60., für Männer beii 65. Lebensjahr.

9 Näheres bei Horst-Wolf M ü lle r :  Mtelfristige Aspekte der
Finanzentwicklung der gesetzlichen Rentemrsicherung unter Berück­
sichtigung des Entwurfes des Rentenüberlitungsgesetzes, In: Deut­
sche Rentenversicherung 1991, S. 381-391

10 Durch sogenannte Auffüllbeträge kommt e zu keinem Absinken des
Rentenzahlbetrages. Diese Auffüllbeträge erden in voller Höhe bis
1995 gezahlt und erst ab 1996 erfolgt ihr „Abchmelzen“ in fünf Schrit­
ten im Zuge der Rentenanpassungen. DieseRegelung gilt für alle lau­
fenden Renten und solche Neurenten, die ts 1993 zugehen. Für die 
Zugangsrenten der Jahre 1994 bis 1995 settder „Abschmelzprozeß“ 
durch Anrechnung der im Zuge der Rentenaoassungen erfolgten Ren­
tensteigerungen somit unmittelbar ein. (Für ce Zugangsrenten ab 1992 
wird der bestandserhaltende Zuschlag nichöls Auffüllbetrag, sondern
als „Rentenzuschlag" bezeichnet.)
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Zusätzliche Ausgaben der Arbeiterrenten- und 
Angestelltenversicherung im Jahre 1992 

durch die „Rentenüberleitung“

in Mrd. DM
in % der 

Rentenausgaben in 
Ostdeutschland

Anhebung der Witwenrenten 3,9 13,6

Änderung der Altersgrenzen und
Regelungen für Berufs- und
Erwerbsunfähigkeitsrenten
(einschließlich Beitragsausfall) 5,15 18,0

Q u e lle n :  Fürabsolute Werte: H.-W. M ü l le r : Kostenaspekte der 
Rentenumwertung der Kindererziehungszeiten im Beitrittsgebiet, in: 
Deutsche Rentenversicherung, 7/1991, S. 465. Die Angabe für die 
Witwenrente ist gegenüber dieser Quelle aktualisiert. -  Für Prozent­
zahlen : Errechnet unter Verwendung von Angaben über Rentenaus- 
gaben1991 in: H.-W. M ü l le r : Finanzstatistiken und finanzielle Vor­
ausberechnungen für die Arbeiter- und Angestellenversicherung unter 
Berücksichtigung des Beitrittsgebietes, in: Deutsche Rentenversiche­
rung, 8-9/1991, S. 551.

Zum 1.1.1992 ist eine weitere Rentenanpassung für 
Ostrenten erfolgt. Der Anpassungssatz von 11,65% ba­
siert auf Vorausschätzungen, insbesondere über den ver­
mutlichen Anstieg des durchschnittlichen Nettoarbeits­
entgelts in Ostdeutschland im ersten Halbjahr 199211. 
Dieser Anpassungssatz bezieht sich -  anders als bei vor­
herigen Anpassungen -  nicht mehr in jedem Fall auf den 
Gesamtbetrag der Rente, sondern nur auf den „anpas­
sungsfähigen“ Teil, d.h. den Teil der Rente, der sich nach 
den auch in Westdeutschland geltenden Regelungen er­
gibt. Der „Auffüllbetrag“ bleibt zunächst unverändert, wird 
also nicht erhöht. Je höher also im Rentenbetrag der auf 
„Besitzstandsregelungen“ beruhende Teil ist, um so 
niedriger ist folglich der Prozentsatz, um den sich der 
Zahlbetrag der Rente erhöht12.

Unter den von der Bundesregierung im Rentenanpas­
sungsbericht unterstellten Annahmen würde allein von 
1991 auf 1992 die Summe der Rentenausgaben in Ost­
deutschland um über 60% steigen als Folge der Renten­
überleitung und der für 1992 unterstellten weiteren hohen 
Rentenanpassungen aufgrund des erwarteten Anstiegs 
der durchschnittlichen Nettoentgelte13.

Angesichts der schwierigen ökonomischen Lage in

"  Für eine nähere Beschreibung vgl. Gutachten des Sozialbeirats zu 
den Vorausberechnungen der Bundesregierung über die Finanzlage 
der gesetzlichen Rentenversicherung und zu den Rentenanpassungen 
vom 6. 12. 1991, Ziffer 3 (abgedruckt im Anhang zum Rentenanpas­
sungsbericht der Bundesregierung).

12 Gleiches gilt im Hinblick auf den in Ostdeutschland gezahlten Sozial­
zuschlag, der in Ermangelung einer funktionierenden Sozialhilferege­
lung eingeführt wurde. Der Sozialzuschlag nimmt demnächst (gegebe­
nenfalls zum 1. 7.1992) an der Steigerung der Sozialhilfesätze teil.

'3 Den Berechnungen liegt für 1992 insgesamt ein Anstieg des durch­
schnittlichen Bruttoarbeitsentgelts in Ostdeutschland um 37% zu­
grunde.
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Ostdeutschland ist offensichtlich, daß die oben erwähnte 
beträchtliche Ausweitung des Rentenvolumens nicht al­
lein aus den in Ostdeutschland erzielten Beitragseinnah- 
men und dem in relativ gleicher Höhe wie in West­
deutschland gezahlten Bundeszuschuß in Höhe von rund 
20% der Rentenausgaben finanziert werden kann. Ein 
beträchtlicher Finanztransfer von West nach Ost ist folg­
lich auch in diesem Bereich erforderlich. Von Bedeutung 
sind aber nicht nur Höhe und Entwicklung des Finanz-und 
Transferbedarfs, sondern auch auf welchem Wege die Fi­
nanzierung erfolgt, also vor allem ob dazu lohnbezogene 
Sozialversicherungsbeiträge oder Steuern herangezo­
gen werden.

Entwicklung des Finanzbedarfs

Aussagen über die Finanzentwicklung der Rentenver­
sicherung in den nächsten Jahren sind insbesondere für 
Ostdeutschland höchst unsicher, hängen sie doch vor al­
lem von den Annahmen über die künftige Arbeitsmarkt­
lage und die Lohnentwicklung ab. Dies betrifft nicht nur 
die Einnahmen, sondern auch die Ausgaben, da die Ren­
tenanpassung in Ostdeutschland an die dortige Netto­
lohnentwicklung gekoppelt ist14.

Die Bundesregierung hat im Dezember In ihrem „Ren­
tenanpassungsbericht“ u. a. Vorausberechnungen zur 
(mittelfristigen) Finanzentwicklung der Rentenversiche­
rung für Gesamtdeutschland vorgelegt. Hiernach wäre 
Anfang 1993 mit einem leichten Anstieg des Beitrags­
satzes in der Rentenversicherung von jetzt 17,7% auf 
17,8% zu rechnen. Im Folgejahr würde der Beitragssatz 
zwar über 18% steigen, aber noch unter dem bleiben, der 
bis März 1991 gültig war (18,7%). Berechnungen, die die 
Rentenversicherungsträger mit etwas ungünstigeren An­
nahmen zur Wirtschaftsentwicklung in Ostdeutschland 
vorgelegt haben, ergeben bereits für 1993 einen Bei­
tragssatz von 18,4%, und In den nächsten beiden Jahren 
würde etwa wieder auf das Beitragssatzniveau von 18,7% 
zurückzukehren sein15.

Diese Aussagen gelten u.a. unter der Voraussetzung, 
daß keine durch gesetzgeberische Maßnahmen beding­
ten Ausgabenerhöhungen oder Einnahmensenkungen 
eintreten. Dies ist allerdings nicht auszuschließen. So 
würde z.B. die Einführung einer Pflegeversicherung, so­
fern nicht der volle Beitragssatz von den Rentnern selbst 
zu tragen ist, auch die Ausgaben der Rentenversicherung 
erhöhen, wie dies auch bei Beitragssatzerhöhungen für 
die Krankenversicherung der Rentner der Fall ist. Dies sei 
an einem Beispiel verdeutlicht: Eine Beitragszahlung der 
Arbeiterrenten- und Angestelltenversicherung für ihre 
Rentenbezieher zu einer Pflegeversicherung im Ausmaß 
von z. B. 1 % würde 1993 zusätzliche Ausgaben in Höhe

von rund 2,6 Mrd. DM zur Folge haben und damit ceteris 
paribus eine Anhebung des Beitragssatzes zur Renten­
versicherung um rund 0,2 Beitragspunkte erfordern'6.

Einnahmereduktionen könnten u.a. dann eintreten, 
wenn der Kreis der Versicherungspflichtigen in Ost­
deutschland z.B. dadurch verringert würde, daß bislang in 
der Rentenversicherung pflichtversicherte Personen in 
das Beamtenverhältnis übernommen werden oder die 
bisher hohe Erwerbsbeteiligung von Frauen in Ost­
deutschland (weiter) zurückgeht.

Daß es nicht schon 1992 zu einer Beitragssatzanhe­
bung kommt, ist vor allem auf den Abbau der in der west­
deutschen Rentenversicherung angesammelten Vermö­
gensreserve zurückzuführen. Nach den erwähnten Be­
rechnungen der Bundesregierung würde die „Schwan­
kungsreserve“ von 11,3 Mrd. DM abgebaut. Der dominie­
rende Grund dafür ist die Ausgabenausweitung in Ost­
deutschland vor allem durch die Übertragung des west­
deutschen Rentenrechts (vgl. die Angaben in der Ta­
belle), denn seit dem 1.1. 1992 ist die vorher noch ge­
trennte „Kassenführung“ der Rentenversicherungen in 
Ost- und Westdeutschland aufgehoben. Damit werden 
auch die Rentenversicherungen in Ostdeutschland in den 
zwischen den Rentenversicherungsträgern bestehenden 
Finanzverbund (Finanzausgleich) einbezogen. Da die 
Angestelltenversicherung als Träger für Gesamtdeutsch­
land tätig ist, wird allerdings ein Teil des Finanztransfers 
von West nach Ost nicht offen sichtbar, im Gegensatz zu 
den Finanzausgleichszahlungen an die Träger der Arbei­
terrentenversicherung im Beitrittsgebiet.

Hohe West-Ost-Finanztransfers

Angesichts der beschriebenen Ausweitung des Aus­
gabenvolumens in der Rentenversicherung für Ost­
deutschland, den aber mittelfristig deutlich schlechteren 
rentenfinanzrelevanten ökonomischen Ausgangsdaten 
in Ostdeutschland im Vergleich zu Westdeutschland be­
wegt sich der West-Ost-Finanztransfer in der gesetzli­
chen Rentenversicherung in beträchtlichen Größenord­
nungen: Unter den oben erwähnten Annahmen beläuft er 
sich für 1992 auf gut 16 Mrd. DM. Der Transferbedarf ist 
zwar in den Folgejahren insbesondere deshalb geringer, 
weil in 1992 u.a. auch die erforderlichen Vermögensrück­

1,1 Unsicherheit besteht über die Ausgabenentwicklung aber zum Teil -  
wie erwähnt-auch deshalb, weil bislang Informationen über die Ren­
tenansprüche der künftigen Rentner weitgehend fehlen. Dies ist vor al­
lem für die längerfristige Finanzentwicklung von Bedeutung.

15 Nähere Angaben im Rentenanpassungsbericht der Bundesregie­
rung sowie im oben angegebenen Gutachten des Sozialbeirats.

16 Hier zeigt sich einmal mehr, daß die einzelnen Bereiche der sozialen 
Sicherung nicht isoliert betrachtet werden dürfen, sondern ihre wech­
selseitigen Beziehungen zu berücksichtigen sind.
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lagen, wozu auch die Mindestrückage von einer Monats- 
ausgabe gehört, erst aufgebaut werden müssen; er 
dürfte aber dennoch in den Jahreil 993 bis 1995 jeweils 
zweistellige Größenordnungen eieichen.

Auch wenn man berücksichtigtes in nicht unerhebli­
chem Maße Pendler aus Osteutschland in West­
deutschland arbeiten und dortzurinanzierung der Ren­
tenversicherung beitragen, bleibtlennoch ein beträchtli­
ches Finanzvolumen, das als Trasfer betrachtet werden 
kann. Zum Beispiel würden 50000 Pendler, die Schät­
zungen über ihre Zahl liegen allrdings meist niedriger, 
unter der Annahme, sie würden n Durchschnitt so viel 
verdienen wie alle übrigen versherten Arbeitnehmer 
auch, das jährliche Beitragsautommen in westdeut­
schen Rentenkassen um etwa 4Vlrd. DM erhöhen17.

Es ist ohne weiteres einsehbaidaß eine ungünstigere 
gesamtwirtschaftliche Entwicklug in Ostdeutschland 
als in den Berechnungen untersten zu einem höheren er­
forderlichen Transferbedarf führtDoch bereits Änderun­
gen in der direkten Abgabenbelatung der Arbeitnehmer 
können -  über den Mechanismu der an die Nettolohn­
entwicklung gekoppelten Renteanpassungen -  zu ei­
nem veränderten Finanz- und Trnsferbedarf führen.

So ist in den oben erwähntei Finanzierungsberech­
nungen im Hinblick auf die Abgaenzahllast durch Sozi­
alversicherungsbeiträge unterstdt, daß diese -  gemes­
sen an der Bruttolohn- und -ghaltssumme -  in Ost­
deutschland derzeit höher ist 3  in Westdeutschland. 
Dies wird vor allem damit begrüdet, daß der Kreis der 
Versicherungspflichtigen in Osteutschland relativ brei­
ter ist (keine Beamte) und relatiweniger Versicherte Ar­
beitsentgelt über der Beitragsbeiessungsgrenze bezie­
hen dürften als in Westdeutschlad18. Verläßliche statisti­
sche Unterlagen über die A/eftohnentwicklung in Ost­
deutschland fehlen bislang immr noch.

Wäre z.B. die direkte Abgabebelastung auf Löhne in 
Ostdeutschland niedriger als in en Berechnungen unter­
stellt, so wäre auch das (durchsnnittliche) Nettoarbeits­
entgelt höher, und der Anpassngssatz für die Renten 
würde damit gleichfalls höher asfallen und folglich das 
Renten-Ausgabenvolumen erbhen. Dies wiederum 
würde den Transferbedarf steigrn. Angesichts der nach 
wie vor bestehenden Unsicherbit über die tatsächliche 
Höhe des durchschnittlichen tettoarbeitsentgelts und 
möglicher struktureller Verschi.bungen in der Zusam­
mensetzung des Kreises der Erwerbstätigen (u.a. ver­
sicherungspflichtig oder nicht, \oll- oder teilzeitbeschäf­
tigt) ist ein derartiger Effekt niot auszuschließen.

Für die weitere Finanzentwi:klung der Rentenversi­
cherung wie auch für den Zeibunkt, wann in Ost und

West von gleichen Parameterwerten in der Rentenfor­
mel19 sowie von gleichen Anpassungssätzen ausgegan­
gen werden kann, ist von zentraler Bedeutung, wie sich 
die Löhne in Ost und West entwickeln und wann sich die 
Lohnniveaus einander angenähert haben. Unter den im 
Rentenanpassungsbericht 1991 von der Bundesregie­
rung unterstellten Annahmen steigt die Relation zwi­
schen den durchschnittlichen Bruttoentgelten von Ost zu 
West von derzeit rund 49% bis 1995 auf rund 65%. Die 
Nettoentgelte liegen jedoch näher beieinander.

Welche Finanzierung ist angemessen?

Die Beantwortung der Frage, ob Ausgaben der Ren­
tenversicherung durch lohnbezogene Beiträge, die von 
Arbeitnehmern und Arbeitgebern aufgebracht werden, zu 
finanzieren sind oder aus dem allgemeinen Staatshaus­
halt und damit im Regelfall aus dem Steueraufkommen, 
sollte unter Beachtung der Ausgestaltung der jeweiligen 
Ausgaben erfolgen. Beiträge, die sich von Steuern insbe­
sondere dadurch unterscheiden, daß durch sie ein An­
spruch auf eine Gegenleistung erworben wird, sollten nur 
dort zum Einsatz gelangen, wo es durch sie zu einem sol­
chen Anspruch kommt. Wenn es sich dagegen um Aus­
gaben zum Zwecke des sozialen Ausgleichs der interper­
sonellen Einkommensumverteilung auch im Lebensab­
lauf handelt, sind nicht Beiträge, sondern Steuern das 
adäquate Finanzierungsinstrument.

So führt der seit dem 1.1.1992 bestehende Finanzver­
bund zwischen den Rentenversicherungen in West- und 
Ostdeutschland bereits dazu, daß Kosten der deutschen 
Vereinigung in nicht unerheblichem Maße aus Beiträgen 
finanziert werden. Eine Erhöhung der Bundesbeteiligung 
-  für eine Übergangsphase - ,  die dem Aufgabenzweck 
angemessen wäre, ist jedoch nicht vorgesehen. Dies darf 
nicht als Aussage gegen die Solidarität zwischen Ost und 
West mißverstanden werden. Doch sollte auch in Zeiten 
finanzieller Anspannungen in öffentlichen Haushalten an 
den Grundlinien einer aufgabenadäquaten Finanzierung

, 17 Sofern Versicherungspflichtige dauerhaft von Ost nach West um­
ziehen, verbessert sich zumindest vorübergehend der sogenannte 
Rentnerquotient (das zahlenmäßige Verhältnis von Rentenempfängern 
zu Beitragszahlern) in Westdeutschland und verschlechtert sich in Ost­
deutschland. Allerdings sind vom letzten (westdeutschen) Versiche­
rungsträger später auch die auf den früheren DDR-Arbeitsjahren beru­
henden Renten zu zahlen.

18 Diese Teile der Lohnsumme bleiben beitragsfrei.

19 So wird bei zwar gleichem Rentenrecht ab 1992 weiterhin von unter­
schiedlichen Durchschnittsentgelten ausgegangen, die maßgebend 
sind für die Berechnung der relativen Lohnposition (und damit den „Ent­
geltpunkten“) und den „aktuellen Rentenwert“ , dessen Steigerungs­
satz der Rentenanpassung zugrunde liegt und dessen absolute Höhe 
den DM-Betrag der Rente determiniert. Auf die methodischen Probleme 
beim Übergang zu einheitlichen Parameterwerten für Gesamtdeutsch­
land gehe ich hier nicht ein.
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von Ausgaben -und damit der Übernahme der jeweiligen 
Finanzierungsverantwortung -  festgehalten werden.

Besonders deutlich wird der Verstoß dagegen bei der 
Finanzierung der „Auffüllbeträge“ in ostdeutschen Ren­
ten. Nach der zum 1.1. 1992 erfolgten Einführung des 
westdeutschen Rentenrechts in Ostdeutschland werden 
Auffüllbeträge dann gezahlt, wenn die nach den Prinzi­
pien des DDR-Rentenrechts berechnete, umgestellte 
(1.7.1990) und individuelle Rente-unter Berücksichti­
gung der zwischenzeitlich zweimaligen Rentenanpas­
sung von jeweils 15%-a m  31. 12.1991 über dem Betrag 
lag, der sich nach den in der Bundesrepublik geltenden 
rentenrechtlichen Regelungen ergeben würde. Die Auf­
füllbeträge resultieren vor allem aus den im DDR-Renten- 
recht stark dominierenden Mindestleistungen, deren 
quantitative Bedeutung im ostdeutschen Rentenvolumen 
seit dem 1.7.1990 beträchtlich zugenommen hat, da sie 
auch in die Dynamisierung einbezogen wurden.

Nach Simulationsberechnungen des Verbandes 
Deutscher Rentenversicherungsträger wird etwa die 
Hälfte aller Versichertenrenten an Männer und rund 95% 
aller Versichertenrenten an Frauen einen Auffüllbetrag 
enthalten. Es geht auch hierbei wiederum um beträchtli­
che Finanzvolumina: Allein für 1992 wird die Summe der 
Auffüllbeträge mit rund 7,3 Mrd. DM beziffert und macht 
damit fast ein Viertel der Rentenausgaben in Ostdeutsch­
land aus20. Solche Auffüllbeträge werden nicht nur für den 
derzeitigen Rentenbestand, sondern auch noch für Neu­
zugänge bis 1995 gezahlt. Allein für 1992 bis 1995 dürfte 
sich die Summe der zu finanzierenden Auffüllbeträge auf 
rund 30 Mrd. DM belaufen. Erst ab 1996 werden diese 
Zahlungen allmählich -  im Zuge der Rentenanpassun­
gen -„abgeschmolzen“21. Dieser Prozeß erstreckt sich 
bis in die Zeit nach der Jahrtausendwende.

Dabei ist auch hervorzuheben, daß z.B. 1992 ca.

20 Bezogen auf das Rentenvolumen Ost im Jahre 1991.

21 Für Rentenzugänge der Jahre 1994 und 1995 beginnt jedoch der 
Prozeß des „Abschmeizens“ jeweils unmittelbar.

22 Vgl. hierzu Walter K ie l,  Hilmar L ü c k e r t :  Finanzielle Auswir­
kungen der Umwertung der Bestandsrenten des Beitrittsgebiets nach 
dem Renten-Überleitungsgesetz, in: Deutsche Rentenversicherung, 
8 -9 /1991, S. 575 f.

23 Der Bund beteiligt sich an diesen Ausgaben wie auch an sonstigen 
Rentenausgaben nur im Rahmen des Bundeszuschusses von rund 
20% der Rentenausgaben.

24 Erinnert sei aus jüngster Zeit nur an die zeitliche Verknüpfung zwi­
schen der Senkung des Beitragssatzes zur Rentenversicherung um 
einen Prozentpunkt zum 1.4.1991, weil eine entsprechende Rücklage 
zur Finanzierung von Defiziten vorhanden war, und der Erhöhung des 
Beitragssatzes zur Bundesanstalt für Arbeit um 2,5 Prozentpunkte, die 
dazu diente, den Bund finanziell in diesem Bereich von der Finanzie­
rung von beschäftigungspolitischen Ausgaben im Beitrittsgebiet zu ent­
lasten.

25 Vgl. hierzu auch die entsprechende Stellungnahme des Sozialbei­
rats vom 28. 5. 1991.

2 Mrd. DM von insgesamt 7,3 Mrd. DM an Auffüllbeträgen 
allein dadurch zustande kommen, daß der Auffüllbetrag 
isoliert für jeden Rentenfall aber nicht bezogen auf die 
Renten einer Person insgesamt berechnet wird22. Der 
Auffüllbetrag wird also auch beim Zusammentreffen von 
eigener Versichertenrente und Hinterbliebenenrente ge­
zahlt, selbst dann, wenn sich der Gesamtbetrag der 
Rente durch die Einführung des wesentlich günstigeren 
Hinterbliebenenrechts auch ohne Auffüllbetrag bereits 
über den bisherigen Zahlbetrag hinaus erhöht.

Zweckentfremdung der Beltragseinnahmen

Die finanziellen Konsequenzen aus der politisch ge- 
wollten „Vertrauensschutzklausel“ werden jedoch den 
Rentenversicherungsträgern nicht aus öffentlichen 
Haushalten erstattet, sondern sind weitgehend aus lohn­
bezogenen Beiträgen zu finanzieren23. Dies erfolgt nun 
„stillschweigend“ im Wege der Schaffung des Finanzver­
bundes zwischen west- und ostdeutscher Rentenversi­
cherung. 1992 könnte der Beitragssatz zur Rentenversi­
cherung um 0,6 Beitragspunkte niedriger sein, wenn der 
Bund die Auffüllbeträge -  systemadäquat -  voll finanzie­
ren würde.

Die Tatsache, daß aus dem Beitragsaufkommen auch 
allgemeine Staatsleistungen zum Zwecke einer interper­
sonellen Einkommensumverteilung finanziert werden, ist 
auch in anderen Sozialversicherungszweigen immer wie­
der festzustellen24. Diese Zweckentfremdung von Bei­
tragseinnahmen hat sowohl verteilungs- als auch alloka­
tionspolitisch bedenkliche Folgen, da hier die Finanzie­
rungslast nicht nach den sonst angewandten Regeln 
steuerlicher Lastverteilung erfolgt. Vielmehr werden aus­
schließlich Versicherungspflichtige auf der Basis ihres 
Bruttoarbeitsentgelts -  und zudem nur bis zur Beitrags­
bemessungsgrenze -  zur Finanzierung herangezogen. 
Außerdem werden hierdurch die Lohnkosten über die Ar­
beitgeberbeteiligung erhöht, ohne daß diese Ausgaben 
mit dem Arbeitsverhältnis in einem direkten oder sinnvol­
len Zusammenhang stehen.

Werden der Rentenversicherung zusätzliche Umver­
teilungsaufgaben übertragen -  wofür es gute Gründe ge­
ben kann so erfordert dies auch einen höheren Bun­
deszuschuß25. Auch wenn dessen Finanzierung schwie­
rig ist, sollte nicht im Interesse einer kurzfristig leichteren 
Realisierbarkeit die Gefahr einer schleichenden „Trans­
formation des Sozialversicherungssystems“ in Kauf ge­
nommen werden. Wenn die Beziehung zwischen Beitrag 
(der eigenen Leistung) und der späteren Gegenleistung 
(Rente) immer schwächer wird, so wird auch der Beitrag 
immer mehr zu einer Steuer, und das Entsprechungsver­
hältnis von Leistung und Gegenleistung im Rentenversi­
cherungssystem verliert immer mehr seine Bedeutung.
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Dies könnte sich negativ auf die AkzeptanzJes Renten­
versicherungssystems, die Tolerierung der eforderlichen 
Abgaben, also die Abgabenbereitschaft, auwirken und 
schließlich auch die einkommensbezogem Gestaltung 
der Rentenversicherung überhaupt in Frage teilen. Denn 
wie sollte man in einem weitgehend interperonell umver­
teilenden und durch Steuern oder steuerähliche Abga­
ben finanzierten System rechtfertigen, daRjemand, der 
früher mehr verdient hat, später auch eine bhere Rente 
erhalten soll? Mit Steuerfinanzierung ist äenfalls eine 
einkommensunabhängige Gestaltung der Renten oder 
aber eine nach Bedarfsgesichtspunkten geiaffelte Ren­
tenstruktur vereinbar.

Auch für die nächste Zukunft ist nicht aususchließen, 
ja eher zu erwarten, daß weitere allgemeineStaatsaufga- 
ben den Rentenversicherungsträgern übetragen wer­
den, ohne daß dafür ein finanzieller Ausgleh durch hö­
here Zahlungen aus dem Bundeshaushalt efolgt. In dem 
am 21. 6. 1991 vom Deutschen Bundestg und später 
auch vom Bundesrat verabschiedeten Enichließungs- 
antrag im Zusammenhang mit der Entsendung für die 
„Rentenüberleitung“ , d.h. die Übertragung es westdeut­
schen Rentenrechts auf Ostdeutschland, kmmt u.a. die 
Absicht zum Ausdruck, die rentensteigerde Zuerken­
nung von Kindererziehungszeiten weiter luszuweiten. 
Hierbei handelt es sich um eine Maßnahme es Familien­
lastenausgleichs, was auch deutlich in der rsprünglich -  
mit Einführung der Kindererziehungszeiter-geschaffe­
nen Erstattung entsprechender Aufwendunen durch den 
Bund zum Ausdruck kam. Nachdem dies Zahlungen 
durch das Rentenreformgesetz 1992 pausoaliert in den 
Bundeszuschuß einbezogen wurden, steh zu befürch­
ten, daß Ausweitungen für diesen Zweck kiiftig aus Bei­
trägen und nicht aus Steuern zu finanzierersein werden.

Die längerfristige Finanzentwiclung

Die Finanzlage der Rentenversicherung ird in länger­
fristiger Perspektive von ökonomischen bktoren (wie 
Produktivität, Lohnentwicklung), aber auch on demogra­
phischen Faktoren maßgebend beeinflußt,lie wiederum 
ökonomische Größen (wie die Zahl der Eischäftigten) 
mit bestimmen. Durch die deutsche Vereinjung hat sich 
zwar die Bevölkerungsstruktur in Deutscland im Ver­
gleich zur westdeutschen Bevölkerung etvis verändert, 
weil in Ostdeutschland die Geburtenhäufigeit höher, die 
Lebenserwartung jedoch (deutlich) niedrier war, doch 
zeigen sich bereits jetzt Angleichungsproasse, und es 
wird allgemein mit einer weiteren Annäferung dieser 
Faktoren gerechnet26. Auch ist zu beachtendaß bezogen 
auf die Gesamtbevölkerung in Deutschlari die Zahl der 
in Ostdeutschland lebenden Menschen iur etwa ein

Fünftel ausmacht, so daß sich strukturelle Unterschiede 
zwischen West- und Ostdeutschland im Hinblick auf die 
Gesamtstruktur nur begrenzt auswirken. Folglich sind 
hieraus insgesamt keine tiefgreifenden Wandlungen 
heute oder für die Zukunft im Vergleich zu der demogra­
phischen Perspektive zu erwarten, die dem 1989 verab­
schiedeten Rentenreformgesetz zugrunde lag: Auch in 
Zukunft wird die deutsche Bevölkerung spürbar „altern“, 
was einen erhöhten Finanzbedarf in der Rentenversiche­
rung und nicht nur dort zur Folge hat.

Auch die im Vergleich zu Westdeutschland höhere 
Frauen-Erwerbsquote in Ostdeutschland dürfte sinken, 
während andererseits ein weiteres Ansteigen der Frauen- 
Erwerbsquote in Westdeutschland und insgesamt eine 
Angleichung der Frauen-Erwerbsbeteiligung in West- 
und Ostdeutschland erwartet wird. Ob und inwieweit Än­
derungen der Erwerbsquote die Finanzlage der Renten­
versicherung spürbar beeinflussen, hängt maßgeblich 
davon ab, wann und wie dauerhaft Änderungen bei der 
versicherungspflichtigen Tätigkeit eintreten, d.h., wie de­
ren Zeitpfad im Vergleich zur Entwicklung der durch die 
Erwerbstätigkeit später fällig werdenden Rentenausga­
ben verläuft. Eine finanzielle Entlastung der Rentenversi­
cherung durch eine steigende Erwerbsbeteiligung von 
Frauen ergibt sich in der deutschen gesetzlichen Renten­
versicherung nur dann und solange, wie den gestiegenen 
Beitragseinnahmen keine bzw. noch geringere Renten­
ausgaben gegenüberstehen. Es handelt sich also um ein 
„Übergangsphänomen“, das „Einschwingen“ auf einen 
neuen Zustand27. Es wäre also einseitig, nur den „Bei­
tragseffekt“ , nicht aber den „Ausgabeneffekt“ einer ver­
änderten Frauen-Erwerbsbeteiligung zu berücksichti­
gen28.

Warnung vor Entlastungserwartungen

Insgesamt ist mit Blick auf diese Faktoren davor zu 
warnen, allzu optimistische Erwartungen hinsichtlich 
einer finanziellen Entlastung der Rentenversicherung als 
Folge der deutschen Vereinigung zu hegen; Erwartun­

26 Was hinsichtlich der Lebenserwartung allerdings deutlich lang­
samer erfolgen wird.

27 EinedetaillierteAnalysefindetsich In W in fr ie d S ch m ä h l: Labour 
Force Participation and Social Pension Systems, in: Paul J o h n s o n  
et al. (Hrsg.): Workers versus Pensioners: Intergenerational Justice in 
an Ageing World, Manchester, New York 1989, S. 137-161.

28 Hierbei ist außerdem auf den Unterschied zwischen Vollzeit- und 
Teilzeittätigkeit im Hinblick auf die künftige Höhe der Renten hinzuwei­
sen: Wenn über längere Zeit Teilzeittätigkeit erfolgt, die vielleicht (bei al­
leinstehenden Personen) zur Finanzierung des Lebensunterhalts aus­
reicht, kann dies im Alter jedoch zur Folge haben, daß dadurch nur Ren­
tenansprüche erworben wurden, die nicht mehr voll zur Finanzierung 
des Lebensunterhalts ausreichen. Hieraus können sich vielfältige sozi­
alpolitische Probleme ergeben, auch die Notwendigkeit vermehrter 
Sozialhilfezahlungen.
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gen, die eventuell Anstoß für weitere ausgabenträchtige 
Entscheidungen geben. Auch gibt es meines Erachtens 
angesichts dieser Situation keinen Grund, im Rentenre­
formgesetz 1992 verankerte Beschlüsse, die den künfti­
gen Ausgabenanstieg bremsen sollen, zurückzunehmen 
oder ihr Inkrafttreten bereits jetzt hinauszuschieben.

Isoliert betrachtet belastet der Rückgang der Frauen- 
Erwerbsbeteiligung in Ostdeutschland die Rentenversi­
cherung zunächst einmal finanziell, da nun aus den rela­
tiv niedrigeren Beitragseinnahmen die früher auf der Ba­
sis höherer Erwerbsbeteiligung erworbenen Renten fi­
nanziert werden müssen.

Aufmerksamkeit erfordert im Hinblick auf die Finanz­
lage der Rentenversicherung auch die Einführung des 
Beamtentums in Ostdeutschland, da dort bisher alle im 
öffentlichen Dienst Beschäftigten in der Sozialversiche­
rung erfaßt und nun in die gesetzliche Rentenversiche­
rung (einschließlich ihrer Rentenansprüche) überführt 
wurden. Wenn nun Arbeitnehmer zu Beamten werden, so 
fallen sie als Beitragszahler aus, während sich die künfti­
gen Rentenausgaben erst allmählich vermindern infolge 
des verringerten Anspruchserwerbs, der aber erst bei 
Eintritt des Rentenfalles finanzwirksam wird. Ein ähnli­
cher -wenngleich quantitativ wohl nicht so gewichtiger -  
Effekt ergibt sich bei einem steigenden Anteil von Selb­
ständigen an der Erwerbsbevölkerung.

Die größte Unsicherheitskomponente hinsichtlich der 
künftigen Entwicklung stellen derzeit wohl die internatio­
nalen Wanderungsbewegungen dar. Nach den tiefgrei­
fenden Umwälzungen der allerjüngsten Vergangenheit 
ist man gerade hier geneigt, mit Mark Twain zu sagen: 
„Voraussagen soll man unbedingt vermeiden, besonders 
solche über die Zukunft.“ Für die Finanzlage der Renten­
versicherung kommt es bei Migration auf die Struktur der 
Zu- und Abwandernden und die Zeitpfade hinsichtlich der 
finanzrelevanten Variablen (versicherungspflichtige Er­
werbstätigkeit, Entlohnung, Ansprüche, Zeitpunkt ihres 
Fälligwerdens, also wann Ausgaben erforderlich werden) 
an. Auch die Familienstruktur der Zuwandernden kann 
wichtig sein (man denke an Hinterbliebenenrenten), vor

29 Um dies nur an einem Beispiel zu verdeutlichen, das aber nicht als 
Vorschlag mißverstanden werden sollte: Wenn junge Menschen, die ar­
beitsfähig und arbeitswillig sowie möglichst gut qualifiziert sind, zuwan­
dern und unmittelbar In den Erwerbsprozeß integriert werden können, 
vor Ablauf von fünf Jahren, bevor sie die Wartezeit für Altersruhegelder 
erfüllt haben, das Land wieder verlassen und durch andere junge Ar­
beitnehmer „ersetzt" werden, also ein extremes „Rotationsprinzip“ rea­
lisiert würde, wäre dies -  isoliert gesehen -  für die Rentenfinanzen das 
Vorteilhafteste. Denn in diesem Fall würden zwar die vom Arbeitnehmer 
gezahlten Beiträge zurückerstattet, nicht dagegen die Arbeitgeberbei­
träge. Und selbst wenn die Beschäftigungsdauer über fünf Jahre hin­
ausgeht, aber dennoch recht beschränkt bleibt, wird der damit erwor­
bene Rentenanspruch erst sehr viel später fällig, während in der Zwi­
schenzeit weitere junge Zuwanderer hier ihre Beiträge entrichten.

allem aber die Altersstruktur der Personen, die Möglich­
keit ihrer Eingliederung in den Erwerbsprozeß und die 
Dauer des Aufenthaltes29.

Es ist offensichtlich, daß dies nicht nur von ökonomi­
schen Variablen wie dem Wohlstandsgefälle zwischen 
den Ländern abhängt, sondern vor allem auch von politi­
schen Entscheidungen, ob und, wenn ja, wie sie die Wan­
derungsbewegungen beeinflussen. Die Vorstellung, daß 
ja gerade junge zuwandernde Personen zu einer finanzi­
ellen Entlastung der Rentenversicherung (und gegebe­
nenfalls auch anderer Sozialleistungssysteme) beitragen 
würden, setzt ja zum Teil eine gezielte Zuwanderungs­
steuerung voraus. Darüber hinaus sollten solche Ent­
scheidungen nicht primär mit Blick auf einzelne Teilberei­
che wie die Rentenversicherung diskutiert werden, son­
dern -d ies machen Wanderungsbewegungen besonders 
deutlich -  alle übrigen damit verbundenen „Nutzen“ und 
„Kosten“ sind einzubeziehen.

Tiefgreifende strukturelle Veränderungen

In längerfristiger Perspektive hat die deutsche Vereini­
gung unmittelbar zu keiner tiefgreifenden Veränderung 
der strukturellen Bedingungen für die Bewältigung der Fi­
nanzierungsaufgaben geführt, die sich für die Rentenver­
sicherung stellen. Die aus den strukturellen Wandlungen 
folgenden Herausforderungen für das Alterssicherungs­
system bestehen nach wie vor. Es kommt nun darauf an, 
wie in der sich abzeichnenden nächsten Stufe einer Ren­
tenreform, die sich zunächst mit der Gestaltung der Al­
terssicherung von Frauen und der Vermeidung von Ein­
kommensarmut im Alter beschäftigen wird, im politischen 
Entscheidungsprozeß mit diesen Fragen umgegangen 
wird. Auch der Sozialbeirat hat in seinem jüngsten Gut­
achten vom 6.12.1991 die Auffassung vertreten, „daß die 
Aufgaben und Probleme, die Anlaß für die Verabschie­
dung des Rentenreformgesetzes 1992 waren, nach wie 
vor von Bedeutung sind. Das heißt zugleich, daß an die 
Stelle von Bemühungen, den Anstieg der Ausgaben zu 
verlangsamen, nun nicht zusätzlich ausgabensteigernde 
Entscheidungen treten dürfen“ .

Es bleibt zu hoffen, daß für das zentrale System der 
deutschen Alterssicherung eine langfristig orientierte 
Sichtweise Oberhand behält und nicht (wahl-)taktisch 
motiviertes Handeln dominiert. Denn für die „Sicherheit 
der Renten“ kommt es entscheidend darauf an, daß für 
das Rentenversicherungssystem ausreichend Akzeptanz 
in der Bevölkerung vorhanden ist, somit auch Vorsorge­
bereitschaft besteht, die zusammen mit Arbeitsfähigkeit, 
Arbeitswilligkeit und entsprechenden Arbeitsmöglichkei­
ten Voraussetzung für die langfristige Finanzierbarkeit 
der Renten ist.
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